
Auf dem Weg zum Integrationslotsen?
Das Rollenverständnis der Imame in Deutschland ändert sich

Als Hassprediger verschrien, als Integrationslotsen gefordert, stehen Imame erst seit
wenigen Jahren im Mittelpunkt des öffentlichen Interesses. Unzureichende Sprach-
kenntnisse erschweren es, dass Imame in Deutschland zu Ansprechpartnern für Kir-
chen und Kommunen werden. Das Nachdenken über die Rolle der Imame hat jedoch
auch innermuslimisch eingesetzt.

Muslimische Imame spielen in der Öffentlichkeit keine wich-
tige Rolle. Selten machen prominente Imame in Deutschland
von sich reden wie der Leipziger Imam Hassan Dabbagh
durch provozierende Fernsehauftritte oder der eloquente
frühere Mannheimer Imam Bekir Alboǧa, jetzt Dialogbeauf-
tragter der Türkisch-Islamischen Union der Anstalt für Reli-
gion (DİTİB), der wie der Stuttgarter Imam Abdelmalik
Hibaoui am Integrationsgipfel im Bundeskanzleramt teilge-
nommen hat. In den gegenwärtigen Diskussionen ist das
Thema Imame vor allem durch die so genannten Hasspredi-
ger präsent.
Auch nach Auffassung der Sicherheitsbehörden handelt es sich
hierbei jedoch um eine kleine Minderheit: So wurden im März
2006 bundesweit 39 Moscheen als verdächtig eingestuft. Zu-
dem gehen die Sicherheitsbehörden davon aus, dass sich ent-
sprechende Tendenzen von den Moscheen ins schwerer greif-
bare Internet verlagern. Von diesen Auswüchsen abgesehen ist
die Mehrheit der in Deutschland tätigen Imame eine große
Unbekannte.

Seit einigen Jahren werden Imame aber auch als Ansprech-
partner wahrgenommen, obwohl nicht selten fehlende oder
mangelhafte Deutschkenntnisse dies erschweren. So tauchen

Imame eher selten auf Einladungslisten von Kommunen und
Kirchengemeinden auf und fühlen sich daher oft ignoriert.
Dass neue Imame – wie in Rheine – vom Bürgermeister eigens
begrüßt werden, ist noch die Ausnahme.
Das staatliche Interesse an Imamen hat jedoch zugenom-
men, was vor allem mit deren Einflussmöglichkeiten auf die
Integration von Muslimen zusammenhängt. In diesem Zu-
sammenhang hat der nordrhein-westfälische Integrations-
bauftragte Thomas Kufen vor kurzem festgestellt: „Imame
sind wichtige Multiplikatoren in der islamischen Bevölke-
rung. Das muss der Staat für integrative Zwecke stärker nut-
zen.“ 

Imame sind zunächst keine „Seelsorger“

Was ist überhaupt ein „Imam“ (arabisch, dt. „Vorsteher“)
beziehungsweise „Hoca“ (türkisch)? Im Islam werden zu-
nächst Prophetennachfolger und geistige Oberhäupter
(etwa bei den Schiiten) als Imame bezeichnet. Hier geht es
jedoch um Imame in einem weiteren Sinn: auf Deutsch kann
man von Vorbetern und Predigern sprechen. Traditionelle
Aufgaben eines Imams sind, dem rituellen Gebet vorzuste-
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hen, die Freitagspredigt zu halten, die Riten bei Geburt, Hei-
rat und Tod zu vollziehen, Glaubensunterweisung und Ko-
ranunterricht zu erteilen sowie religiöse Fragen der Gläubi-
gen zu beantworten. So sind Moscheen in der islamischen
Welt in erster Linie Orte des Gebets und darüber hinaus
keine sozialen Treffpunkte. Die Gebetsbesucher sind nicht
förmlich als „Gemeinde“ organisiert und durch Imame ge-
leistete „Seelsorge“ im christlichen Sinn gibt es in der Regel
auch nicht. Daher ist für eine Tätigkeit als Imam in erster Li-
nie die Kenntnis der in arabischer Sprache vollzogenen Ge-
betsriten Voraussetzung.

Wenn von Imamen die Rede ist, geht es in der Regel um
männliche Muslime. Die Berufsmöglichkeiten für Frauen in
den muslimischen Gemeinden und Organisationen entspre-
chen weitgehend denen in der katholischen Kirche; viele
Frauen sind als Lehrerinnen auch in Deutschlands Moscheen
tätig.
Aufsehen erregte freilich im März 2005 die feministische
muslimische Theologieprofessorin Amina Wadud (vgl. Inside
the Gender jihad. Women’s Reform in Islam, Oxford 2006),
die in New York provokativ einem Freitagsgebet mit Männern
und Frauen vorstand. Dies war weltweit Anlass für kontro-
verse innerislamische Debatten. Luise Becker vom Kölner
Zentrum für Islamische Frauenforschung (vgl. www.zif-
koeln.de), das auf privater Basis Frauen zu Religionslehrerin-
nen ausbildet und ein geschlechtergerechtes Verständnis von
islamischen Traditionen anstrebt, spricht sich dafür aus,
Frauen nicht grundsätzlich von der Leitung des Gebets auszu-
schließen.

Zusätzliche Aufgaben in der Diasporasituation

Gerade in der Türkei gibt es inzwischen einen hohen Anteil
weiblicher Studierender an den theologischen Fakultäten.
Im Präsidium für Religiöse Angelegenheiten wächst das Be-
wusstsein, dass man diese Frauen nicht auf Dauer außen vor
halten kann. Frauen können dort inzwischen als Korankurs-
lehrerinnen, Predigerinnen, Referentinnen und stellvertre-
tende Muftis („Dekane“) tätig werden. Ähnliche Entwick-
lungen gibt es in Marokko, wo seit Frühjahr 2005 auch
Frauen am neu eingerichteten staatlichen Institut für Imam-
ausbildung studieren, das nur Universitätsabsolventen auf-
nimmt und einen aufgeschlossenen Islam gewährleisten soll.
Die bisherigen Veränderungen in beiden Ländern sind je-
doch noch zaghaft.

Die Einwanderung von Muslimen nach Westeuropa ließ die
Rolle der Imame nicht unberührt und hat zu einem regelrech-
ten Paradigmenwechsel geführt. Zunächst gab es für die nach
Westeuropa eingewanderten muslimischen Arbeitskräfte
keine eigens organisierten religiösen Dienste. Sie begannen,
sich selbst in Kulturvereinen nach bürgerlichem Recht zu or-

ganisieren, gerieten dabei jedoch gerade in den Fragen religiö-
ser Expertise schnell an ihre Grenzen. Vor allem türkische
islamische Bewegungen begannen ab Ende der siebziger 
Jahre, sich der Bedürfnisse der Muslime in Westeuropa anzu-
nehmen, worauf der türkische Staat 1984 mit der Gründung
der DİTİB und der Entsendung von Imamen aus der Türkei
reagierte.

In der Diasporasituation eingewanderter Muslime sind Ima-
men eine ganze Reihe zusätzlicher Aufgaben zugewachsen: Da
die Moschee sich zu einem sozialem Treffpunkt für die musli-
mische Minderheit entwickelt hat, sind sie als Ratgeber in so-
zialen Fragen gefordert. Mehr Erwachsene als in den Her-
kunftsländern wollen sich außerdem in religiösen Fragen
bilden. Die in der Regel in der Herkunftssprache gehaltene
Freitagspredigt spielt eine zentrale Rolle.
Aber auch in der Außenkommunikation der Moscheevereine
sind Imame als Informationsvermittler gefragt, die Moschee-
besucher in den Islam einführen und bei interreligiösen Ge-
sprächen mitwirken. Suchen Schulen und Polizeidienststellen
nach muslimischen Ansprechpartnern, meinen sie diese in den
inzwischen oft mit Pfarrern gleichgesetzten Imamen zu fin-
den. Christliche Kategorien lassen sich aber nur sehr bedingt
auf Imame und islamische Strukturen insgesamt übertragen.
So hat ein Imam keine besondere Weihe. Da er in der Regel
vom Vorstand des ihn beschäftigenden Moscheevereins ab-
hängig ist, lässt sich ein Imam am ehesten noch mit einem
evangelischen Pfarrer vergleichen, der sich nicht über Ent-
scheidungen des Ältestenrates seiner Gemeinde hinwegsetzen
kann.
Verglichen mit den Vereinsvorständen ist der Einfluss der
Imame jedoch vielerorts gering. Meist kommt es in den Mo-
scheevereinen zu folgender Arbeitsteilung: Die in der Regel
besser in die Aufnahmegesellschaft integrierten gewählten
Vorstände sind für Außenbeziehungen zuständig, Imame für
innere religiöse Angelegenheiten, wobei mittlerweile in vie-
len Moscheen die Unterweisung der Kinder nicht mehr al-
lein durch den Imam, sondern durch kompetente Gemein-
demitglieder erfolgt. Häufig gibt es in den Moscheevereinen
inzwischen auch junge Leute mit guter Ausbildung, die die
Gemeinde weitaus besser repräsentieren können als viele
Imame und sich mit ihren Fragen oft nicht von diesen ver-
standen fühlen. Diese Situation führt den Islamwissen-
schaftler Jamal Malik zu einer kritischen Einschätzung: „Der
Imam ist daher kaum der geeignete Repräsentant des Islam,
für den man ihn hält“ (Ausbildung und Rolle der Imame in
der Moschee, in: www.anawati-stiftung.de/seiten/100jahre-
11-19.pdf, 16).

In der Regel sind die Imame nur für einen Dienst in ihrem
Herkunftsland vorbereitet. Ihre Kenntnisse in deutscher Spra-
che und Landeskunde sind oft gering. Als wichtigste Kompe-
tenz eines Imams gilt weithin, den ganzen Koran auswendig zu
kennen. Nur ein Teil der Imame hat ein Universitätsstudium in
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islamischen Wissenschaften absolviert, weshalb es teilweise
auch an theologischer Kompetenz mangelt.
So sind der überwiegende Teil der 76 000 in der Türkei tätigen
Imame Absolventen der Religiösen Gymnasien (Imam-Hatip-
Schulen). Seit 2002 ist in der Türkei für Imame theoretisch ein
Hochschulabschluss erforderlich, jedoch mit der Einschrän-
kung, dass bei Bewerbermangel ein Imam-Hatip-Schulab-
schluss ausreicht. Obwohl Imame in der Türkei seit 1965 Be-
amtenstatus haben, werden sie schlechter als Lehrer und damit
nicht besonders gut bezahlt. Der Auslandsdienst ist nicht zu-
letzt auch ein finanzieller Anreiz und ein mögliches Karriere-
sprungbrett für viele Imame.

Noch weitgehend am Herkunftsland orientiert

Die veränderten Anforderungen an Imame blieben auch bei
den Betroffenen nicht unbemerkt. Indiz für eine einsetzende
Rollenreflexion ist die – bemerkenswerterweise – in deut-
scher Sprache verfasste religionswissenschaftliche Disserta-
tion des früheren Reutlinger DİTİB-Imams Ahmet Cekin
(Stellung der Imame. Eine vergleichende Rollenanalyse der
Imame in der Türkei und in Deutschland, diss. phil., Tübin-
gen 2003). Ausgehend von geschichtlichen Entwicklungen
hat Cekin anhand von qualitativen Interviews mit zehn Ima-
men in Deutschland den Rollenwandel untersucht. Cekin
beschreibt, dass Imame in Deutschland nicht wie in der Tür-
kei die Moschee nach dem Gebet verlassen können, sondern
als Gesprächspartner zur Verfügung stehen müssen und auf
diesem Weg eine der wichtigsten sozialen Aufgaben leisten
(241). Das führt letztlich zu einer deutlichen Aufwertung:
im Vergleich zu ihrer Position in der Türkei (247). Fehlende
Sprachkenntnisse sieht Cekin zugleich als Hauptproblem
(254).

In Deutschland gibt es schätzungsweise etwa 1500 hauptamt-
liche und 1000 ehrenamtliche Imame, die sich auf die verschie-
denen Dachverbände verteilen. Prototyp des Imams ist der
DİTİB-Imam. Derzeit sind 800 Imame aus der Türkei zu ei-
nem vierjährigen Dienst als Imam in einem DİTİB ange-
schlossenen Moscheeverein in Deutschland entsandt. Vorge-
setzter und Koordinator dieser Imame ist der jeweilige
Religionsattaché im türkischen Generalkonsulat, der auch die
Inhalte der Freitagspredigt bestimmt. So wie die Moscheen
unter anderem als Orte für Informationsveranstaltungen des
Konsulats dienen, stellen die Imame auch ein Instrument der
Kontrolle für den türkischen Staat dar.
Innerhalb des Verbandes hat eine Reflexion über die Rolle
der Imame und die auf vier Jahre begrenzte Dienstzeit ein-
gesetzt. 2005 wurden drei Imame, welche bereits mehrere
Dienstperioden im Ausland absolviert hatten, für vertie-
fende Sprach- und Integrationsstudien nach Nürnberg und
London entsandt. Solche Maßnahmen geschehen jedoch
bislang weitgehend im Verborgenen. Sie stehen für die Such-

bewegung einer türkeizentrierten Organisation, die sich neu
positionieren muss.
In den anderen Organisationen werden die Imame von den
örtlichen Gemeinden angestellt, die häufig von der Zentrale
des Dachverbandes bei der Auswahl eines Imams unterstützt
werden. Imame befinden sich hier vielfach in einer unsicheren,
abhängigen und schlecht bezahlten Position, was wesentlich
mit den begrenzten finanziellen Mitteln der Moscheevereine
zusammenhängt.

In den rund 500 Moscheen der Islamischen Gemeinschaft
Milli Görüş (IGMG) sind 245 hauptberufliche und zahlrei-
che nebenberufliche Imame tätig. Darunter sind nicht we-
nige ehemalige DİTİB-Imame, was die Durchlässigkeit der
verschiedenen Verbände zeigt. Es gibt jedoch auch bereits
einzelne Imame aus der zweiten und dritten Generation, die
nach einem Studium in einem islamischen Land als Imam in
Deutschland tätig sind. Mit den Sprachkenntnissen der
Imame ist es häufig nicht viel besser bestellt als bei den
DİTİB-Imamen. Ein Schritt hin zu einer stärkeren Deutsch-
landorientierung ist die wöchentlich auf der Homepage ver-
öffentlichte kurze Freitagspredigt in deutscher Sprache, die
in einem Teil der IGMG-Moscheen auch verlesen wird (vgl.
www.igmg.de).
Für seine rund 300 Moscheen, in denen 200 hauptberufliche
und 100 nebenberufliche Imame tätig sind, bildet der Ver-

band Islamischer Kultur-
zentren (VIKZ) seit Anfang
der neunziger Jahre Imame
in Deutschland aus: Die für
Männer und Frauen ge-
trennte Ausbildung dauert
drei Jahre und umfasst das
klassische Programm isla-
mischer Wissenschaften.
Lehrkräfte sind verschie-
dene Imame und Mitarbei-
ter der Kölner VIKZ-Zen-
trale, unterrichtet wird auf
Türkisch und Arabisch. Vor-
aussetzung ist ein Mindes-
talter von 18 Jahren; ein Ab-
itur ist nicht erforderlich.
Mit den Absolventen dieser
Ausbildung, die derzeit von
30 jungen Männern und 20
jungen Frauen durchlaufen

wird, können inzwischen alle frei werdenden Stellen in
Deutschland besetzt werden.
Nachdem sich der Verband seit dem Jahr 2000 verstärkt nach
innen orientiert und auf die Arbeit in Schülerwohnheimen
konzentriert, kommt hier das Potenzial dieser vielfach deutsch
sprechenden Imame öffentlich fast nicht zur Geltung. Bean-
tragt ist derzeit die Einrichtung von drei Internaten in Nord-
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rhein-Westfalen, in denen bereits Jugendliche zu Imamen
ausgebildet werden. Dies alles erinnert an die stark binnen-
orientierte Priesterausbildung im ultramontanen Katholi-
zismus des 19. Jahrhunderts.

In arabischen Moscheevereinen sind häufig Absolventen der
Kairoer Al-Azhar-Universität oder anderer Universitäten
arabischer Länder als Imame tätig. Auch wenn an der Azhar
inzwischen mehr Wert auf Erlernen von Fremdsprachen ge-
legt wird, sprechen nur wenige der in Deutschland tätigen
arabischen Imame Deutsch. In den 62 bosnischen Moschee-
gemeinden sind 15 nebenberufliche und 47 hauptberufliche
Imame tätig, von denen der größte Teil in Sarajevo studiert
hat. Die Deutschkenntnisse dieser Imame sind in der Regel
besser als die ihrer arabischen und türkischen Kollegen, rei-
chen aber für theologische Diskussionen normalerweise
nicht aus.
Imame der 40 schiitischen Moscheen kommen meist aus dem
Iran und haben vielfach dort Theologie studiert, auch wenn
im Islamischen Zentrum in Hamburg inzwischen Kurse in Is-
lamstudien angeboten werden. Besonderheit bei den Aleviten
schließlich ist, dass ein Teil der rund 200 Geistlichen Frauen
sind. Die Alevitische Gemeinde Deutschland hat im Novem-
ber 2006 ein umfangreiches Fortbildungsprogramm gestartet,
an dem fünf weibliche (Anas) und 35 männliche Geistliche
(Dedes) teilnehmen.
Insgesamt ist zu beobachten, dass sich bei allen Verbänden eine
noch weitgehende Orientierung an Herkunftsland und Her-
kunftssprache durchzieht. Damit geht aber die Erkenntnis ein-
her, dass verstärkt in Deutschland aufgewachsene Muslime zu
Imamen ausgebildet werden sollten.

Sprachkurse und Begegnungsseminare

Erste Schritte zu intensiven Gesprächen mit Imamen gingen
von der evangelischen Kirche aus. So veranstaltet die „Bera-
tungsstelle für christlich-islamische Begegnung“ in Wuppertal
seit 1988 regelmäßig Pastoralkollegs für Pfarrer und Imame.
Neben theologischen Themen stehen dort Jugendarbeit, Al-
tenarbeit sowie Fragen von Ehe und Familie auf der Tagesord-
nung (vgl. Heinz Klautke, Tee für den Dialog. Was Pastoralkol-
legs bewirken können, in: Bernd Neuser [Hg.], Dialog im
Wandel. Der christlich-islamische Dialog, Anfänge, Krisen,
neue Wege, Neukirchen-Vluyn 2005, 30–50).
Die Erkenntnis, dass Imame besser auf ihren Dienst in
Deutschland vorbereitet werden müssen, führte über ein Jahr-
zehnt später schließlich auch zu einer Reihe staatlicher Maß-
nahmen. Das Projekt „Intensivsprachkurse für türkische Reli-
gionsbedienstete mit landeskundlichem Programm“ ist ein
Gemeinschaftsprojekt des Auswärtigen Amts, des türkischen
Präsidiums für Religiöse Angelegenheiten und des Goethe-In-
stituts Ankara. Seit Ende 2001 werden im Rahmen dieses Pro-
jektes türkische Imame auf ihren Aufenthalt in Deutschland

vorbereitet und erhalten so immerhin 600 Stunden in Deutsch
und Landeskunde.
Seit 2004 finden als Fortsetzung dieser Maßnahme Dialogse-
minare mit Imamen in Deutschland statt, die die Bundes-
zentrale für politische Bildung im Auftrag des Bundesminis-
teriums des Inneren zusammen mit DİTİB und kirchlichen
Kooperationspartnern durchführt. Bisher haben zwölf die-
ser Seminare zum Thema „Religionen im säkularen Staat“ in
verschiedenen Teilen Deutschland stattgefunden. Neben
grundsätzlichen Fragen des Verhältnisses von Staat, Religio-
nen und Gesellschaft geht es um konkrete Möglichkeiten der
Zusammenarbeit vor Ort. Ziel ist es, die Kommunikations-
und Dialogfähigkeit der Imame zu verbessern. Eines der ers-
ten Seminare fand Ende 2004 an der Akademie der Diözese
Rottenburg-Stuttgart statt und ist vollständig im Internet
dokumentiert (vgl. www.akademie-rs.de/br-seminare-
imame.html).

Neben 30 DİTİB-Imamen nahmen ein marokkanischer und
ein bosnischer Imam daran teil, was zu kontroversen Dis-
kussionen über das rollierende System und die Sprach-
kenntnisse der DİTİB-Imame führte. Die teilnehmenden
Imame, denen zuvor in Deutschland keinerlei Fortbildung
angeboten wurde, waren hoch motiviert und interessiert.
Angesichts fehlender Kenntnisse der Aufnahmegesellschaft
wirken die meisten Imame etwas unbeholfen, wollen aber in
der Öffentlichkeit wahrgenommen werden und warten oft
darauf, dass andere den ersten Schritt tun. Ein Ergebnis die-
ser Dialogseminare ist, dass die oft gesellschaftlich im Ab-
seits stehenden Imame aus ihrer Isolation herausgeführt
werden.
Auf lokaler Ebene sind schließlich zahlreiche Kooperationen
aus den Seminaren hervorgegangen, wobei es in einem Fall
zu einer Folgetagung mit dem Titel „Konflikt als Chance“
kam, für die DİTİB im Februar 2006 in Köln als Gastgeber
verantwortlich zeichnete. Sicherlich wäre eine Ausweitung
der Dialogseminare auf andere muslimische Organisationen
sinnvoll.

Imamausbildung an deutschen Universitäten?

Es besteht auch in einem breiten muslimischen Spektrum Kon-
sens, dass das „Importsystem“ nicht mehr zeitgemäß und eine
Professionalisierung der Imame nötig ist. Es ist an der Zeit,
Strukturen für eine Ausbildung von Imamen in Westeuropa auf-
zubauen, was auch eine zentrale Passage im Abschlussdokument
der „europäischen Imamekonferenz“ zum Ausdruck bringt, die
im April 2006 mit 120 Teilnehmern in Wien stattfand: „In der
Aus- und Fortbildung der Imame steckt in Europa noch ein gro-
ßes Entwicklungspotenzial. (...) Gebraucht werden eigene Bil-
dungsinstitutionen, aber auch gezielte Weiterbildungspro-
gramme, die an den lokalen Bedürfnissen orientiert sind“
(www.derislam.at/haber.php?sid=83&mode=flat&order=1).
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Eine vergleichende Studie aus dem Jahr 2004 zeigt auf, dass die
europäischen Länder hierbei jeweils mit ähnlichen Problemen
konfrontiert sind (vgl. Fondation Roi Baudouin [Hg.], Mos-
quées, imams et professeurs de religion islamique en Belgique.
État de la question et enjeux, Brüssel 2004, 34 –42). Eine klare
Vision für die Imamausbildung in Deutschland fehlt bisher.
Mit wegweisenden Sätzen wurde 2005 im Koalitionsvertrag
zwischen CDU und FDP in Baden-Württemberg zumindest
die Absicht, Imame in Deutschland auszubilden, formuliert:
„Wir werden im Gespräch mit den Hochschulen und geeigne-
ten islamischen Verbänden die Möglichkeiten der Ausbildung
von Imamen im Inland in deutscher Sprache und auf dem Bo-
den des Grundgesetzes erörtern. Wir werden parallel darauf
drängen, den Zuzug von Imamen aus dem Ausland weiter ein-
zuschränken.“

Offen ist jedoch, wie es gelingen wird, die verschiedenen Dach-
verbände in ein gemeinsames Vorhaben einzubinden. Ein Weg
wäre, dass alle Imame ein universitäres Studium absolvieren
und anschließend vergleichbar zur Pfarrerausbildung vor der
zweiten Dienstprüfung ein eigenes Ausbildungsprogramm in
den einzelnen Verbänden durchlaufen. Eine zu solchen Schrit-
ten erforderliche Bund-Länder-Regelung, wie sie auch der

Hochschule für Jüdische Studien in Heidelberg zugrunde liegt,
könnte ein Ergebnis der seit September 2006 arbeitenden
Deutschen Islamkonferenz sein.
Analogien zur Imamausbildung können in der von Staatsver-
trägen geregelten Pfarrer- und Rabbinerausbildung gesehen
werden. Als Ergebnis der Auseinandersetzungen zwischen
Staat und Kirche im 19. Jahrhundert müssen Pfarrer sowohl
ein Abitur als auch ein Examen einer staatlich anerkannten
Hochschule vorweisen. Im weltanschaulich neutralen Staat
gehören die theologischen Fakultäten zu den gemeinsamen
Angelegenheiten von Staat und Religionsgemeinschaften.
Es handelt sich daher um staatliche Einrichtungen mit 
Professoren als Staatsbeamten zur Erfüllung religions-
gemeinschaftlicher Aufgaben; die Fakultäten haben einen 
konkordatsrechtlich geregelten „Doppelstatus“. Da der Orga-
nisationsgrad der Muslime nicht den Kirchen entspricht, ist
jedoch die Gratwanderung zwischen staatlicher Untätigkeit
und Fremdbestimmung des religiösen Bereichs besonders
schwierig, wie die unter den muslimischen Verbänden teil-
weise umstrittene Einführung von Islamischem Religions-
unterricht zeigt.
Die beiden Diyanet-Stiftungsprofessuren für „islamische
Religion“ an der Frankfurter Goethe-Universität könnten
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Bistum Regensburg: Zuschüsse an das Zentralkomitee 
der deutschen Katholiken erneut zurückgestellt

Wie bereits 2006 stellt das Bistum Re-
gensburg seine finanziellen Zuschüsse
an das Zentralkomitee der deutschen
Katholiken (ZdK) auch für dieses Jahr
vorerst zurück. Diese Entscheidung
wurde auf der Vollversammlung des
Verbandes der Diözesen Deutschlands
(VDD) Ende 2006 mitgeteilt. Dem-
nach wird auch für 2007 der VDD-Zu-
schuss an das ZdK um den Regensbur-
ger Beitrag in Höhe von 78 000 Euro
reduziert.
In einer öffentlichen Erklärung be-
gründet das Bistum diesen Schritt, der
Präsident des ZdK, Hans Joachim
Meyer, habe Bischof Gerhard Ludwig
Müller öffentlich „Rechtsbruch“ vor-
geworfen und diesen Vorwurf auch
nicht zurückgenommen, nachdem die
zuständigen römischen Dikasterien
die Regensburger Rätereform in allen
Punkten bestätigt hatten.
In seinem Bericht zur Lage an die Voll-
versammlung des ZdK Ende Novem-
ber 2006 hat der ZdK-Präsident dage-

gen über einen erneuten Fall „höchst
fragwürdigen Umgangs mit dem Recht
im Bistum Regensburg“ geklagt. Dem
langjährigen Diözesanratsvorsitzenden
Fritz Wallner hatte der Ortspfarrer die
Entscheidung des Regensburger Ge-
neralvikars mitgeteilt, dass er nicht für
die anstehende Wahl des örtlichen Kir-
chenverwaltungsrats kandidieren dür-
fe. Begründet wurde diese Entschei-
dung mit verleumdendem Wirken
gegenüber dem Bischof in der Öffent-
lichkeit und schwer kirchenschädigen-
dem Verhalten vor allem im Zu-
sammenhang mit der Regensburger
Rätereform. Wer, so Meyer, Kritik an
der bischöflichen Amtsführung übe,
dem werde offenbar das jedem Kir-
chensteuerzahler zustehende passive
Wahlrecht entzogen.
Die ZdK-Vollversammlung diskutierte
erneut auch Mitgliedschaft und Mitar-
beit der Delegierten des neugeschaffe-
nen Regensburger Diözesankomitees;
unter anderem wurde vorgeschlagen,

die Delegierten sollten aufgefordert
werden, ihre Mitgliedschaft im ZdK
ruhen zu lassen. Beschlossen wurde
durch die Vollversammlung, die Kritik
an der einseitigen Auflösung des Diö-
zesanrates durch Bischof Müller zu be-
kräftigen. Das noch erwartete Urteil
der Apostolischen Signatur zur Be-
schwerde des ZdK solle nochmals
rechtlich geprüft werden. Zugleich be-
kräftigte man aber auch, den Konflikt
mit dem Regensburger Bischof im
Geist der Geschwisterlichkeit und im
Stil vornehmer Sachbezogenheit lösen
zu wollen.
Unterdessen haben sich Mitte Dezem-
ber letzten Jahres die Vizepräsidentin
des ZdK, Magdalena Bogner, sowie des-
sen Generalsekretär Stefan Vesper mit
Bischof Müller erstmals getroffen zur
Vorbereitung des Zweiten Ökumeni-
schen Kirchentags. Dieser soll vom 12.
bis 16. Mai 2010 in München stattfin-
den. Er wird gemeinsam vom Deut-
schen Evangelischen Kirchentag und
dem ZdK organisiert; Bischof Müller
ist Vorsitzender der Ökumenekommis-
sion der Deutschen Bischofskonferenz.



einen Ausgangspunkt für eine Imamausbildung darstellen.
Nach Startschwierigkeiten gibt es dort derzeit ein Studien-
programm, das sich sehen lassen kann, aber bisher nicht
speziell auf Imame abzielt. Seit Herbst 2006 studieren
außerdem zehn türkischstämmige Deutsche an der Univer-
sität Ankara in einem eigenen Programm mit dem Ziel, in
Deutschland als Imam tätig zu werden. Der Dialogbeauf-
tragte von DİTİB Alboǧa, wies erst kürzlich darauf hin, dass
mit einem Systemwechsel auch finanzielle Fragen verbun-
den sind: „Wir wollen aber, dass unsere Vorbeter an deut-
schen Universitäten ausgebildet und über Steuern finanziert
werden. Dafür müsste der Islam Körperschaft des öffent-
lichen Rechts werden und Muslime ,Moscheesteuern‘ zah-
len“ (taz, 17.10.2006).

Die zum Teil bei DİTİB auch vorhandene Befürchtung, dass
mit einer Imamausbildung in Deutschland eine völlige Abkop-
pelung von den Herkunftsländern einhergehen könnte, ist un-
begründet. So wie christliche Theologiestudierende Auslands-
semester in Rom, Paris oder Jerusalem verbringen, könnten
für muslimische Studierende Ankara und Sarajevo bevorzugte
Ziele sein.
Der Aufbau universitärer Strukturen zur Ausbildung von
Imamen könnte als nächster Schritt an den Aufbau der Stu-
diengänge für islamische Religionslehrer an den Universitäten
Münster, Erlangen-Nürnberg und Osnabrück anknüpfen
(vgl. HK, Mai 2005, 239 ff.). Mit diesen Lehramtsstudiengän-
gen gäbe es eine Reihe von Überschneidungen, zumal auch
Pädagogik ihren Platz in der Imamausbildung finden muss.
Eine Verzahnung beider Studiengänge hätte ferner den Vor-
teil, dass Religionslehrer und Imame sich schon von der

Hochschule her kennen und das gleiche Ausbildungsniveau
mitbringen würden.
Es muss das Anliegen aller Beteiligten sein, dass es nicht zu ei-
nem Gegeneinander von schulischem Religionsunterricht und
Koranschulen kommt, sondern zu einer gegenseitigen Befruch-
tung, da ansonsten die Gefahr einer noch stärkeren Isolation
der Imame besteht. Der schulische Religionsunterricht könnte
gerade in pädagogischer Hinsicht einen Qualitäts- und Profes-
sionalisierungsschub der Koranschulen einleiten. Vertrauens-
bildende Maßnahmen hierfür könnten gegenseitige Besuche
sein, denn eine Gegnerschaft ergibt sich in erster Linie durch
fehlende Kommunikation zwischen den beiden Bereichen.

Für die gesellschaftliche Akzeptanz staatlichen Engagements
in diesem Feld ist es wichtig, die Bedeutung der Imame für die
Integration zu betonen. Es wäre jedoch falsch, nur Imame
staatlich zu fördern, während in den Moscheevereinen Kennt-
nisse über das politische System Deutschlands, das Staatskir-
chenrecht und den Status Islamischen Religionsunterrichts
fehlen. Gezielte Angebote im Bereich der politischen Bildung
sind hier dringend erforderlich.
Auch wenn in Sachen Imamausbildung keine schnelle Lö-
sung in Sicht ist, wären Abwarten und politische Untätigkeit
der falsche Weg. Vielmehr sollte daran gearbeitet werden,
dem gemeinsamen Anliegen eines hierzulande verwurzelten
Islam mit konkreten Schritten näher zu kommen. Dies setzt
voraus, dass man die bisherigen Eigenleistungen der musli-
mischen Verbände in Sachen Imame würdigt und daran an-
knüpft, anstatt einen prinzipiellen Gegensatz zwischen
innermuslimischen und staatlichen Interessen aufzubauen.

Hansjörg Schmid
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